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KARIKATUR: KLAUS STUTTMANN

K ann er nicht oder will er nicht?
So oder ähnlich formuliert
ploppt die Frage auf, wenn es

um die Kommunikationsstrategie von
Bundeskanzler Olaf Scholz geht. Jetzt
wieder, nachdem der Streit in der Am-
pelkoalition nach der Sommerpause
ungebremst weitergeht.
Auch seineVorgängerin Angela Merkel
hat diese Frage als Bundeskanzlerin
immer wieder gehört. Bei ihr tendier-
ten die Antworten eher zu Erste-
rem: Sie sei so spröde, dass sie sich
schwertue mit dem„sich erklären“.
Bei Olaf Scholz trifft beides zu: Mal
kann er nicht. Undmal will er nicht,
wie damals beim Gipfel in Elmau. Als
eine Journalistin fragte, ob er einen
bestimmten Sachverhalt erklären
könnte, antworte er sinngemäß: Er
könne, aber er wolle nicht.

Das kam seinerzeit nicht sonderlich
gut an. Und es war auch nicht schlau.
Aber zum Chefsein gehört grundsätz-
lich auch, dass Chefs das meiste, was
im Kanzleramt passiert, nicht kom-
munizieren können.Weil es geheim
ist. Oder weil es strategisch und/oder
taktisch unklug ist.Weil man immer
mit irgendjemandem, der wichtig ist
für die Entscheidung, noch nicht ge-
sprochen hat.Weil es zu kompliziert
für 30 Sekunden Nachrichtenschnip-
sel ist.
Das klingt sehr undemokratisch. Und
das ist es auch. Bundeskanzler haben
deshalb ihre Helfer, die sie dann zu
den Journalisten und in die Öffent-
lichkeit schicken, um zu erklären, was
der Bundeskanzler meint, wenn er...
na ja, Sie wissen schon. Das funk-
tioniert mal besser, mal schlechter.

Schließlich gibt es noch dieVariante,
längere Interviews zu geben. Die
endenmeist in demVorwurf, der Re-
gierende hätte nur die immer gleichen
„Stanzen“ von sich gegeben. Siehe
oben also.
De facto bleibt zu konstatieren: Das
Amt des Bundeskanzlers bringt mit
sich, dass sich kaum ein Amtsinhaber
aus diesem Kommunikationsdilemma
lösen kann. Oft bleibt nur ein Ausweg,
dem Olaf Scholz nach seinem Lauf-
unfall nun ein unfreiwillig komisches
Moment hinzugefügt hat: Augen(klap-
pe) zu und durch.

Unsere Autorin ist Publizistin in Berlin. Sie
wechselt sich mit unserer Bürochefin Kerstin
Münstermann und unseren beiden Haupt-
stadt-Korrespondenten Jan Drebes und
Hagen Strauß ab.

BERLINER REPUBLIK

Immer wieder soll der Kanz-
ler „sich erklären“. Das geht
aber nicht in jedem Fall.

Augen(klappe) zu
und durch

MARGARET
HECKEL

VON JOHANNES DIETERICH,
JOHANNESBURG

A
frikas Demokratien fallen der-
zeit wie Dominosteine. Schon
wurde eine Schneise an Mili-
tärdiktaturen vomWesten des

Kontinents am Atlantischen bis zum
Osten am IndischenOzean geschlagen:
Jüngst bekam die Achse der Autokraten
mit Gabun sogar noch einen Satelliten.
Gab es zu Beginn des Jahrtausends mit
Ausnahme von Eritrea keinen afrikani-
schen Staat mehr, in dem nicht min-
destens eine Art von Wahlen stattfand,
herrschen Offiziere gegenwärtig schon
wieder in sechs Nationen.
Sechsvon54Staatenmüsstenochkei-

ne Katastrophe sein
– wenn sich bei ge-
nauerer Betrachtung
nicht noch zahlreiche
weitere Regierungen
als vom Volk unge-
wählt herausstellen
würden. Sei es, dass
sie wie Marokko und Eswatini (einst
Swasiland) von Monarchen beherrscht
sind. Oder dass sie als Staatsruinen wie
Libyen,derSüdsudanoderSomaliaüber
keine funktionierenden Institutionen
verfügen, die überhaupt Wahlen orga-
nisieren könnten. Im größten Teil der
Staaten des Kontinents stehen jedoch
Männer am Ruder, die ihre Herrschaft
unglaubwürdigenUrnengängenverdan-
ken: wie Simbabwes Präsident Emmer-
sonMnangagwa, der trotz der von allen
Beobachtern fürunzulänglich erklärten
Wahlen vergangene Woche erneut in
sein Amt eingeführt wurde. Lediglich in
18 Staaten kann von einigermaßen sau-
beren Abstimmungen gesprochen wer-
den.Nur ineinemDrittelderLänderdes
Kontinents scheint die Demokratie zu-
mindesteinigermaßenzu funktionieren.
DenGrund dafür sehen Afrikas Auto-

kraten in demUmstand, dass dieVolks-
herrschaft diesemTeil derWelt wesens-
fremdund ihr vomWestenübergestülpt
worden sei. Ähnliches hatten die Kolo-
nialherren behauptet, als sie die Bevöl-

kerung des Kontinents ihrer Stimme
beraubten. Als eine kleine afrikanische
ElitenachderUnabhängigkeit dieHerr-
schaftsform der Kolonialisten fast eins
zu eins übernahm, hielt sie an dieser
eigennützigenBegründung fest.Welche
Regierungsformdem„Wesen“ des Kon-
tinents entsprechen soll, hat jene Elite
indesbislangnichtverraten:DassdieBe-
völkerungdesKontinentsvonraubgieri-
gen Potentaten beherrscht werden will,
würde sich doch zu abstrus anhören.
Was die Bevölkerung wirklich will,

sucht das „Afrobarometer“ herauszu-
finden – das verlässlichste Umfragein-
stitut des Kontinents. Vor sechs Jahren
nannten fast 75 Prozent der Befragten
aus 35 Ländern die Demokratie als die

von ihnen bevorzugte
Regierungsform, we-
niger als 20 Prozent
sprachen sich für
eine Autokratie aus.
Allerdings sieht das
Bild in diesem Jahr
schon etwas anders

aus. Inzwischen befürworten nur noch
68ProzentdieDemokratie,währendsich
immermehrMenschen enttäuscht von
dem abwenden, was sich in ihren Län-
dern als Herrschaft desVolkes ausgibt.
Das liegt vor allem daran, dass die af-

rikanischen Führer inzwischen gelernt
haben, wie sie die nach dem Kalten
Krieg in den 1990er-Jahren eingeführ-
ten demokratischen Regeln aushöhlen
können.Sowurden in fast zweiDutzend
Staaten die Amtszeitbegrenzungen für
Regierungschefs gelockert oder aufge-
hoben. Regierungsparteien haben sich
ganzeArsenalean InstrumentenzurMa-
nipulation vonWahlen zugelegt. In den
staatlichenMedien wird nicht oder nur
negativ über die Opposition berichtet,
ihre Kundgebungen werden verboten
und Wahlregister gefälscht. Außerdem
kaufen sie Wählerstimmen mit Steuer-
geldernundsorgendafür,dassdieOppo-
sitioneingeschüchtertwirdundStimm-
zettel nicht selten vernichtet werden.
Kein Wunder, dass die Bevölkerung

solchen Abstimmungen nicht mehr

traut. Hinzu kommt die Korruption, in
die sich viele Regierungen verwickeln,
und ihre Unfähigkeit, mit den Proble-
men ihres Landes fertig zuwerden–wie
der Arbeitslosigkeit oder dem Ansturm
islamistischer Extremisten in der Sahel-
zone.
Überrascht wird im Ausland wahrge-

nommen, dass sich zumindestTeile der
BevölkerungnachStaatsstreichenhinter
die Putschisten stellen: Als ob vor allem
jungeMenschen nicht überallVerände-
rungen des unerträglichen Status quo
begrüßenwürden,besonderswenndie-
senochmitgroßartigenVersprechungen
verbunden sind. Dass Militärherrscher
in 99 Prozent der Fälle nicht halten,
was sie versprechen, wissen viele in der
jungenGenerationnicht.Undwenndie
Generäle schließlich wie im Sudan das
ganzeLand inSchuttundAsche legen, ist
es zu spät. Auch in der Sahelzone zeich-
net sich ab, dass dieMilitärs wesentlich
mehr Schaden anrichtenwerden als sie
Nutzen bringen.
Was tun? Überraschenderweise ver-

fügt die Afrikanische Union (AU) selbst
über einRezept gegendenDemokratie-
schwund:die„ChartaüberDemokratie,
WahlenundRegierungsführung“, inder
die „universalen Prinzipien der Demo-
kratie“, die Abhaltung „freier und fairer
Wahlen“ sowie „politischer Pluralis-
mus“ festgeschrieben sind. Doch das
Problem des Staatenbunds ist, dass er
Verstöße gegen seine Verfassung nicht
ahndet, sondern auch noch verständ-
nisvoll nickt, wenn etwa Autokraten an
Bedingungen guter Regierungsführung
gekoppelte westlicheUnterstützung als
„überhebliche Einmischung ehemali-
ger Kolonialmächte in die inneren An-
gelegenheiten afrikanischer Staaten“
geißeln. Oder wenn sie für den Beitritt
in einemStaatenbundSchlange stehen,
dem mehr Diktatoren und Menschen-
rechtsverächter als Demokraten ange-
hören. Der Aufstieg der Brics-Gruppe
lässt dieWeltwie vor demafrikanischen
FrühlingAnfangder1990er-Jahrewieder
in zweiTeile zerfallen – einen demokra-
tischen und einen autoritären.

Afrikas Demokratien in der Krise

ANALYSE Generäle, die sich an die Macht putschen, und Regierungschefs, die Wahlen fälschen – in vielen Staaten
des Kontinents scheint das Modell der Volksherrschaft gescheitert zu sein. Stattdessen profitiert eine korrupte Elite.

WenndieGeneräle
schließlichwie imSudan
dasganzeLand inSchutt
undAsche legen,
ist es zuspät

ForderungDer UN-Menschen-
rechtskommissar Volker Türk hat
eine Rückkehr zur zivilen Ordnung in
den vonMilitärputschen betroffenen
Ländern in Afrika gefordert. Die ver-
fassungswidrigen Regierungswechsel
in der Sahelzone seien keine Lösung
für die Probleme der Länder, sagte
Türk amMontag zur Eröffnung der
Sitzung des Menschenrechtsrats der
Vereinten Nationen in Genf. Stattdes-
senmüsse denMenschen ermöglicht
werden, ihre Regierungen offen zu
kritisieren. Unter anderem hätten
die Auswirkungen des Klimawandels
und fehlende Investitionen in Bildung
und Gesundheit den Extremismus
geschürt.

AfrikanischeUnionDer Staaten-
bund vertritt 55 Länder des Konti-
nents. AmWochenende wurde er als
Mitglied in die G20-Gruppe aufge-
nommen.

BricsHinter dieser Abkürzung ver-
birgt sich eine Staatenvereinigung
aus Brasilien, Russland, Indien,
China und Südafrika. Sie beschloss
bei einem Treffen in Johannesburg
kürzlich den Beitritt von Argentinien,
Ägypten, Äthiopien, Iran, Saudi-Ara-
bien und der Vereinigten Arabischen
Emirate. (mit ap)

UN-Kommissar fordert
Rückkehr zurOrdnung

INFO

Menschen demonstrieren imNiger
für die Putschisten. FOTO: DPA

Covestro-Poker zeigt
das Chemie-Dilemma
VON ANTJE HÖNING

D
er arabischeStaatskonzernAdnocwill Co-
vestro kaufen.Noch ist unklar,wie dieGe-
spräche ausgehen. Eine feindliche Über-
nahmewie einst beiUniperdürfte esnicht

werden.Wenn der Preis, den Adnoc bietet, nur hoch
genug ist, wird sich der Vorstand um Markus Steile-
mann nicht verschließen können. Covestro ist nicht
irgendwer: Die ehemalige Bayer-Tochter ist einer der
wertvollsten deutschenKonzerne. Das arabische An-
gebot ist ein gutes und ein Alarmzeichen zugleich.
Zum einen zeigt es, dass deutsche Chemiehersteller
attraktiv sind, zumal Covestro sich als einer der ers-
tenauf dieKlimawendeeingelassenhat.DasAngebot
zeigt aber auch, wie günstig die Deutschen zu haben
sind.Covestro leidet als energieintensiverKonzernbe-
sondersunter denhohenPreisenundhat seit 2018 viel
an Wert verloren. Es wird nicht der letzte Hersteller
sein, nach dem Ausländer greifen.
Man kann sich einen angenehmeren Käufer wün-
schen als einen autokratischen Ölstaat. Die Bundes-
regierung wird auch bei dieser Übernahme genau
hinschauen, erst unlängst hat sie das Außenwirt-
schaftsgesetz verschärft. Der Staat tut gut daran, bei
systemkritischenProduktenundUnternehmenwach-
samzu sein.Darum ist es gut, dass er denchinesischen
Anbieter Huawei aus dem deutschenMobilfunknetz
drängen will und dass er 2022 den Kauf einer Dort-
munderChipfabrikdurchChinesenuntersagte.Doch
mit einer generellenAbschottungderWirtschaftwür-
de sich Deutschland keinen Gefallen tun. Es kommt
ebenauf die Produkte an.Covestrobietet zwarHoch-
leistungskunststoffe, doch sicherheitsrelevant sind sie
nicht. Hier wird es kein Einfallstor für eine staatliche
Intervention geben. Umso wichtiger ist es, dass der
Covestro-Vorstand imPokermit denArabernmaxima-
le Garantien für die Standorte und die Beschäftigten
herausholt.

Die Fehler beim
„Deutschlandticket“
VON REINHARD KOWALEWSKY

D
as neue Gezerre um die Finanzierung des
ÖPNV und die durch das „Deutschland-
ticket“ entstandenen Verluste zeigen, was
falsch läuft imNahverkehr:DiePolitik– spe-

ziell inBerlin –profiliert sich liebermit Billigtickets für
MillionenBürger, anstatt sichernsthaft aufeineStrate-
gie zu einigen, wie die ÖPNV-Netze fitter werden. Das
spiegelnauchdienunpräsentiertenZahlendesVRRwi-
der:Wennnur sechs ProzentderNutzerdes„Deutsch-
landtickets“NeukundenvonBussenundBahnensind,
dann istdieswenigeralserhofft.Umgekehrt sollteman
solcheWerte aber auch nicht dramatisieren: Falls das
neueTicket dazu führt, dass die bisherigenNutzer des
ÖPNV ihn eben häufiger nutzen statt des Autos, wäre
auch viel gewonnen.
Was ist zu tun?Wir brauchen in NRWden Zehn-Mi-
nuten-Takt auf den wichtigen S-Bahn-Linien bis zum
frühen Abend. Damit dies möglich ist, müssen Ver-
kehrsverbündeundBahnunternehmenso schnellwie
möglich in die konkrete Planung einsteigen.
Das Verspätungschaos bei Regionalzügen muss
aufhören – gut, dass es mit dem Bau der RRX-Stre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf vorankommt. Der
15-Minuten-TaktaufderRheinschienezwischenKöln,
Düsseldorf, Essen undDortmund ist das richtige Ziel.
Das schwarz-grüneKabinett hat erkannt, dass das fla-
che Land besser angebunden werdenmuss: Der Aus-
bau von Schnellbuslinien ist also eine gute Sache.
Gleichzeitig solltenPolitikundBürgerundogmatisch
sein: Mehr „Park & Ride“-Parkplätze sollten Schiene
undAutobesser verknüpfen.Pendler solltengelegent-
lichausprobieren,obsiemiteinemE-Bikenichtgutzur
nächstenS-Bahn-Stationkommen.Aberwennsiedann
beiRegendoch immerwiederdasAutobevorzugen, ist
das auch in Ordnung: Gerade weil das „Deutschland-
ticket“ so günstig ist, ist es ein interessantes Angebot,
um nurmanchmal den ÖPNV zu nutzen.
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